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173.

Notenwechsel zwischen der österreichischen Botschaft in Chile und dem
chilenischen Außenministerium über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

(Übersetzung)

Ministerium für die Auswärtigen Angelegenheiten,

Politische Direktion — Abteilung für
Verträge und Grenzen.

G.C.D. 10292

Santiago, am 25. Oktober 1954.

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, E. E. mitzuteilen, daß die
chilenische Regierung, von dem Wunsche ge-
leitet, die Beziehungen mit Österreich möglichst
zu vertiefen, und in der Absicht, den gegen-
seitigen Touristenverkehr zwischen den beiden
Staaten zu vergrößern, beschlossen hat, jedem
österreichischen Staatsangehörigen, der sich nicht
länger als 90 Tage im Lande aufhalten will,
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit
die Einreise nach Chile und die Ausreise aus
Chile ohne Sichtvermerkpflicht zu gestatten.

2. Die Interessenten müssen Besitzer eines ent-
sprechenden gültigen Passes sein, dessen Gültig-
keit nicht vor Ablauf der erwähnten Frist von
90 Tagen erlischt.

3. Für die erforderlichen Sichtvermerke, die
für einen längeren Zeitraum als 90 Tage ausge-
stellt werden, gelten die allgemeinen einschlägi-
gen Vorschriften.

4. Es besteht Einverständnis, daß die öster-
reichischen und chilenischen Staatsangehörigen,
die im Genusse der durch dieses Abkommen
vereinbarten Befreiung nach Chile beziehungs-
weise Österreich einreisen, während ihres Auf-
enthaltes im Lande keine auf (Erwerb gerichtete
Tätigkeit ausüben dürfen.

5. Die Staatsangehörigen beider Staaten blei-
ben den Gesetzen und polizeilichen Vorschriften
betreffend den Aufenthalt und die Beschäftigung
von Fremden unterworfen.
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6. Es besteht Einverständnis, daß mit der Auf-
hebung der Touristenvisa, die durch das gegen-
wärtige Abkommen vereinbart wird, auch die
Verpflichtung aufgehoben wird, einen Geleit-
brief (salvo conducto) zu beschaffen oder eine
andere Formalität für die Ausreise zu erfüllen.

7. Die zuständigen chilenischen und öster-
reichischen Behörden sind ermächtigt, die Ein-
reise jeder Person, deren Kommen sie als un-
erwünscht ansehen, in ihr Gebiet zu verhindern.

8. Diese Vereinbarung wird am 1. Dezember
1954 in Kraft treten. Beide Regierungen ver-
pflichten sich, bis zu diesem Datum ihren kon-
sularischen, zollamtlichen, polizeilichen und ad-
ministrativen Behörden die entsprechenden An-
weisungen betreffend die genaue Durchführung
dieses Abkommens zu erteilen.

9. Falls die österreichische Regierung einver-
standen ist, den vorstehenden Bestimmungen
zuzustimmen, beehre ich mich vorzuschlagen,
daß diese Note und die Antwort E. E., die den
gleichen Wortlaut haben, als Abschluß eines
Touristenabkommens zwischen unseren beiden
Regierungen anzusehen sind.

Ich benütze diese Gelegenheit, um E. E. den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten und beson-
deren Hochachtung zu erneuern.

R. A l d u n a t e m. p.

Sr. Exzellenz
Herrn Carl H u d e c z e k ,
a. o. u. bev. Botschafter Österreichs

S a n t i a g o .

(Übersetzung)

Österreichische Botschaft

Santiago de Chile

Zl. 3889-A/54

Santiago, am 25. Oktober 1954.
Herr Minister!

Ich beehre mich, E. E. den Empfang Ihrer
Note vom heutigen Tage, die folgenden Wort-
laut hat, zu bestätigen:

„Ich beehre mich, E. E. mitzuteilen, daß die
chilenische Regierung, von dem Wunsche ge-
leitet, die Beziehungen mit Österreich möglichst
zu vertiefen, und in der Absicht, den gegen-
seitigen Touristenverkehr zwischen den beiden
Staaten zu vergrößern, beschlossen hat, jedem
österreichischen Staatsangehörigen, der sich nicht
länger als 90 Tage im Lande aufhalten will,
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit
die Einreise nach Chile und die Ausreise aus
Chile ohne Sichtvermerkpflicht zu gestatten.

2. Die Interessenten müssen Besitzer eines ent-
sprechenden gültigen Passes sein, dessen Gültig-
keit nicht vor Ablauf der erwähnten Frist von
90 Tagen erlischt.
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3. Für die erforderlichen Sichtvermerke, die
für einen längeren Zeitraum als 90 Tage ausge-
stellt werden, gelten die allgemeinen einschlägi-
gen Vorschriften.

4. Es besteht Einverständnis, daß die öster-
reichischen und chilenischen Staatsangehörigen,
die im Genusse der durch dieses Abkommen
vereinbarten Befreiung nach Chile beziehungs-
weise Österreich einreisen, während ihres Auf-
enthaltes im Lande keine auf Erwerb gerichtete
Tätigkeit ausüben dürfen.

5. Die Staatsangehörigen beider Staaten blei-
ben den Gesetzen und polizeilichen Vorschriften
betreffend den Aufenthalt und die Beschäftigung
von Fremden unterworfen.

6. Es besteht Einverständnis, daß mit der Auf-
hebung der Touristenvisa, die durch das gegen-
wärtige Abkommen vereinbart wird, auch die
Verpflichtung aufgehoben wird, einen Geleit-
brief (salvo conducto) zu beschaffen oder eine
andere Formalität für die Ausreise zu erfüllen.

7. Die zuständigen chilenischen und öster-
reichischen Behörden sind ermächtigt, die Ein-
reise jeder Person, deren Kommen sie als un-
erwünscht ansehen, in ihr Gebiet zu verhindern.

8. Diese Vereinbarung wird am 1. Dezember
1954 in Kraft treten. Beide Regierungen ver-
pflichten sich, bis zu diesem Datum ihren kon-
sularischen, zollamtlichen, polizeilichen und ad-
ministrativen Behörden die entsprechenden An-
weisungen betreffend die genaue Durchführung
dieses Abkommens zu erteilen.

9. Falls die österreichische Regierung einver-
standen ist, den vorstehenden Bestimmungen
zuzustimmen, beehre ich mich vorzuschlagen,
daß diese Note und die Antwort E. E., die den
gleichen Wortlaut haben, als Abschluß eines
Touristenabkommens zwischen unseren beiden
Regierungen anzusehen sind."

Ich habe die Ehre, E. E. mitzuteilen, daß die
österreichische Bundesregierung, von den . glei-
chen Absichten geleitet, die in der Note, die ich
die Ehre habe zu beantworten, zum Ausdruck
kommen, mit dem Inhalte derselben einverstan-
den ist und den Austausch der Noten als Ab-
kommen zwischen unseren beiden Regierungen
betrachtet.

Ich benütze diese Gelegenheit, um E. E. den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten und beson-
deren Hochachtung zu versichern.

H u d e c z e k m. p.

Sr. Exzellenz
Herrn Roberto Aldunate León
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten
S a n t i a g o .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 1. Dezember 1954 in Kraft getreten.

Raab
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174.

Notenwechsel zwischen der österreichischen Gesandtschaft in Oslo und dem
Königlich Norwegischen Außenministerium über die Aufhebung des Sicht-

vermerkzwanges.

(Übersetzung)

Königliches Außenministerium

Oslo, den 23. April 1954.

Herr Geschäftsträger!

Bezugnehmend auf die Verbalnote der öster-
reichischen Gesandtschaft vom 13. April 1954
(Zl. 176-A/54) beehre ich mich zu Ihrer Kennt-
nis zu bringen, daß die Königlich Norwegische
Regierung zwecks Erleichterung des Reise-
verkehrs zwischen Norwegen und Österreich
bereit ist, mit der österreichischen Regierung auf
folgender Grundlage ein Abkommen abzu-
schließen:

1. Den norwegischen und österreichischen
Staatsangehörigen wird es freistehen, sich nach
Österreich beziehungsweise nach Norwegen zu
begeben, ohne verpflichtet zu sein, vorher einen
Sichtvermerk zu erlangen, unter der Voraus-
setzung, daß sie Inhaber eines Passes des Landes
sind, dessen Staatsangehörige sie sind. Es besteht
Einverständnis darüber, daß das Höchstausmaß
des Aufenthaltes drei Monate nicht übersteigen
darf. Die norwegischen und österreichischen
Staatsangehörigen, die sich in Österreich bezie-
hungsweise in Norwegen während eines dieses
Höchstausmaß überschreitenden Zeitraumes auf-
zuhalten wünschen, werden die erforderliche Be-
willigung von den zuständigen Behörden zu er-
langen haben, denen es freisteht, sie zu be-
willigen oder zu verweigern.

2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die norwegischen und die öster-
reichischen Staatsangehörigen, die sich nach
Österreich beziehungsweise nach Norwegen be-
geben, nicht von der Verpflichtung befreit,
die norwegischen und österreichischen Gesetze
und Vorschriften betreffend die Einreise, den
Aufenthalt und die Beschäftigung der Ausländer
einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die norwegischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Norwegen zu begeben wün-
schen, um dort eine bezahlte Beschäftigung, ein
Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine berufliche
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Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Österreich be-
ziehungsweise nach Norwegen nicht einreisen,
ohne vorher im Wege der diplomatischen oder
konsularischen Behörden der beiden in Rede
stehenden Länder einen Sichtvermerk erlangt zu
haben.

4. Der gegenwärtige Vertrag wird am 1. Juni
in Kraft treten.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
aufheben, und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von einem Monat
aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzu-
nehmen, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre Antwort, inhaltlich gleich-
lautend abgefaßt, als ein zwischen den beiden
Regierungen zustande gekommenes Abkommen
betrachtet werden.

Genehmigen Sie, Herr Geschäftsträger, die
Versicherung meiner besonderen Hochachtung.

Für den Minister:

Der Generalsekretär
R. B. S k y l s t a d m. p.

Monsieur Alois R e i t b a u e r ,
Chargé d'Affaires d'Autriche a. i.,
Oslo.

(Übersetzung)

Österreichische Gesandtschaft
Zl. 213/A/54

Oslo, den 23. April 1954.

Herr Generalsekretär!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
heutigen Datums, welches wie folgt lautet, zu
bestätigen:

Bezugnehmend auf die Verbalnote der öster-
reichischen Gesandtschaft vom 13. April 1954
(Zl. 176-A/54) beehre ich mich zu Ihrer Kennt-
nis zu bringen, daß die Königlich Norwegische
Regierung zwecks Erleichterung des Reise-
verkehrs zwischen Norwegen und Österreich
bereit ist, mit der österreichischen Regierung auf
folgender Grundlage ein Abkommen abzu-
schließen:
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1. Den norwegischen und österreichischen
Staatsangehörigen wird es freistehen, sich nach
Österreich beziehungsweise nach Norwegen zu
begeben, ohne verpflichtet zu sein, vorher einen
Sichtvermerk zu erlangen, unter der Voraus-
setzung, daß sie Inhaber eines Passes des Landes
sind, dessen Staatsangehörige sie sind. Es besteht
Einverständnis darüber, daß das Höchstausmaß
des Aufenthaltes drei Monate nicht übersteigen
darf. Die norwegischen und österreichischen
Staatsangehörigen, die sich in Österreich bezie-
hungsweise in Norwegen während eines dieses
Höchstausmaß überschreitenden Zeitraumes auf-
zuhalten wünschen, werden die erforderliche Be-
willigung von den zuständigen Behörden zu er-
langen haben, denen es freisteht, sie zu be-
willigen oder zu verweigern.

2. Es ist vereinbart, daß die Aufhebung der
Sichtvermerke die norwegischen und die öster-
reichischen Staatsangehörigen, die sich nach
Österreich beziehungsweise nach Norwegen be-
geben, nicht von der Verpflichtung befreit,
die norwegischen und österreichischen Gesetze
und Vorschriften betreffend die Einreise, den
Aufenthalt und die Beschäftigung der Ausländer
einzuhalten.

Die zuständigen Behörden einer jeden der
beiden Parteien behalten sich das Recht vor,
Personen, die als unerwünscht angesehen werden,
die Einreise oder den Aufenthalt in ihrem Lande
zu verweigern.

3. Die norwegischen und die österreichischen
Staatsangehörigen, die sich nach Österreich be-
ziehungsweise nach Norwegen zu begeben wün-
schen, um dort eine bezahlte Beschäftigung, ein
Gewerbe, einen Beruf oder irgendeine berufliche
Tätigkeit auszuüben, dürfen nach Österreich be-
ziehungsweise nach Norwegen nicht einreisen,
ohne vorher im Wege der diplomatischen oder
konsularischen Behörden der beiden in Rede
stehenden Länder einen Sichtvermerk erlangt zu
haben.

4. Der gegenwärtige Vertrag wird am 1. Juni
in Kraft treten.

Jede Partei kann das Abkommen vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
aufheben, und diese Aufhebung muß sofort der
anderen Partei im diplomatischen Wege notifi-
ziert werden.

Jede Partei kann das vorliegende Abkommen
mit einer Vorankündigung von einem Monat
aufkündigen.

Falls die österreichische Regierung bereit ist,
die oben angeführten Vereinbarungen anzu-
nehmen, beehre ich mich vorzuschlagen, daß
diese Note und Ihre Antwort, inhaltlich gleich-
lautend abgefaßt, als ein zwischen den beiden
Regierungen zustande gekommenes Abkommen
betrachtet werden.
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Ich beehre mich, zu Ihrer Kenntnis zu bringen,
daß meine Regierung mit Vorstehendem einver-
standen ist.

Genehmigen Sie, Herr Generalsekretär, die
Versicherung meiner besonderen Hochachtung.

Der österreichische Geschäftsträger a. i.:
A l o i s R e i t b a u e r m. p.

Monsieur R. B. S k y l s t a d

Secrétaire Général

Ministère Royal des Affaires Etrangères

O s l o .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 1. Juni 1954 in Kraft getreten.

Raab

175.

Notenwechsel zwischen der österreichischen Gesandtschaft in Portugal und
dem portugiesischen Außenministerium über die Aufhebung des Sicht-

vermerkzwanges.

(Übersetzung)

Ministerium für die Auswärtigen Angelegenheiten

Generaldirektion für die wirtschaftlichen und
konsularischen Angelegenheiten

Proc. 517/G/53
Nr. 18

Lissabon, am 14. Dezember 1954.

Herr Gesandter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die portugiesische Regierung, von dem Be-
streben geleitet, den Reiseverkehr zwischen Por-
tugal und Österreich zu erleichtern, bereit ist,
mit der österreichischen Bundesregierung ein
Abkommen über die gegenseitige Aufhebung
von Sichtvermerken in Reisepässen gemäß den
nachfolgenden Bestimmungen abzuschließen:

1. Österreichische Staatsangehörige, die mit
gültigen, von den zuständigen österreichischen
Behörden ausgestellten Reisepässen versehen
sind, können zu vorübergehendem Aufenthalt
oder zwecks Durchreise, zu Geschäfts- oder Er-
holungszwecken nach dem kontinentalen Por-
tugal und den vorgelagerten Inseln einreisen,
ohne irgendein diplomatisches oder konsulari-
sches Visum zu benötigen.

2. Portugiesische Staatsangehörige, die mit gül-
tigen, von den zuständigen portugiesischen Be-
hörden ausgestellten Reisepässen versehen sind,
können zu vorübergehendem Aufenthalt oder
zwecks Durchreise, zu Geschäfts- oder Erho-
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lungszwecken nach Österreich einreisen, ohne
irgendein diplomatisches oder konsularisches
Visum zu benötigen.

3. Unter vorübergehendem Aufenthalt ist ein
Zeitraum von zwei aufeinanderfolgenden Mona-
ten zu verstehen, der im Ausnahmefalle aus ge-
rechtfertigten Gründen verlängert werden kann,
und zwar nach dem ausschließlichen Ermessen
der zuständigen lokalen Behörden eines jeden
der beiden Länder.

4. Österreichische Staatsangehörige, welche die
Absicht haben, nach dem kontinentalen Portugal
und den vorgelagerten Inseln einzureisen, sowie
portugiesische Staatsangehörige, die nach Öster-
reich einzureisen beabsichtigen, um daselbst
dauernden Aufenthalt zu nehmen oder irgend-
eine berufliche, bezahlte oder unentgeltliche
Tätigkeit auszuüben, benötigen jedoch einen
konsularischen Sichtvermerk.

5. Die Staatsangehörigen der beiden Vertrag-
schließenden Staaten sind, unabhängig davon, ob
sie einen konsularischen Sichtvermerk benötigen
oder nicht, den Gesetzen, Verordnungen und
örtlichen Bestimmungen, die sich auf Ausländer
beziehen, von dem Zeitpunkt an unterworfen,
zu dem sie das Gebiet des anderen Staates be-
treten.

6. Die zuständigen Behörden eines jeden der
beiden Staaten behalten sich das Recht vor, die
Einreise oder den Aufenthalt von Personen, die
sie als unerwünscht betrachten, auf ihrem Ge-
biete zu versagen.

7. Jede der beiden Regierungen kann dieses
Abkommen aus Gründen der öffentlichen Ord-
nung vorübergehend aufheben, sie ist jedoch
verpflichtet, die Aufhebung sofort auf diplo-
matischem Wege der anderen Regierung be-
kanntzugeben.

8. Das vorliegende Abkommen tritt am
1. Jänner 1955 in Kraft und bleibt bis zum Ab-
lauf von zwei Monaten, nachdem es von einem
der beiden Vertragschließenden Teile gekündigt
worden ist, in Rechtskraft.

Falls die österreichische Bundesregierung mit
dem Vorstehenden einverstanden ist, beehre ich
mich vorzuschlagen, daß die vorliegende Note
und die analoge Antwortnote Eurer Exzellenz
als Instrumente eines Abkommens zwischen un-
seren beiden Regierungen angesehen werden.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Ex-
zellenz den Ausdruck meiner Hochachtung zu
erneuern.

P a u l o C u n h a m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Rudolf Seemann,
österreichischer Gesandter in
L i s sabon
usw., usw., usw.
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(Übersetzung)

Österreichische Gesandtschaft
Lissabon

Nr. 1587-A/54

Lissabon, am 14. Dezember 1954.

Exzellenz!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz den Emp-
fang der Note Proc. 517/G/53, Nr. 18, vom
14. Dezember 1954 zu bestätigen, die folgenden
Wortlaut hat:

„Herr Gesandter!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die portugiesische Regierung, von dem Be-
streben geleitet, den Reiseverkehr zwischen Por-
tugal und Österreich zu erleichtern, bereit ist,
mit der österreichischen Bundesregierung ein
Abkommen über die gegenseitige Aufhebung
von Sichtvermerken in Reisepässen gemäß den
nachfolgenden Bestimmungen abzuschließen:

1. Österreichische Staatsangehörige, die mit
gültigen, von den zuständigen österreichischen
Behörden ausgestellten Reisepässen versehen
sind, können zu vorübergehendem Aufenthalt
oder zwecks Durchreise, zu Geschäfts- oder Er-
holungszwecken nach dem kontinentalen Por-
tugal und den vorgelagerten Inseln einreisen,
ohne irgendein diplomatisches oder konsulari-
sches Visum zu benötigen.

2. Portugiesische Staatsangehörige, die mit gül-
tigen, von den zuständigen portugiesischen Be-
hörden ausgestellten Reisepässen versehen sind,
können zu vorübergehendem Aufenthalt oder
zwecks Durchreise, zu Geschäfts.- oder Erho-
lungszwecken nach Österreich einreisen, ohne
irgendein diplomatisches oder konsularisches
Visum zu benötigen.

. 3. Unter vorübergehendem Aufenthalt ist ein
Zeitraum von zwei aufeinanderfolgenden Mona-
ten zu verstehen, der im Ausnahmefalle aus ge-
rechtfertigten Gründen verlängert werden kann,
und zwar nach dem ausschließlichen Ermessen
der zuständigen lokalen Behörden eines jeden
der beiden Länder.

4. Österreichische Staatsangehörige, welche die
Absicht haben, nach dem kontinentalen Portugal
und den vorgelagerten Inseln einzureisen, sowie
portugiesische Staatsangehörige, die nach Öster-
reich einzureisen beabsichtigen, um daselbst
dauernden Aufenthalt zu nehmen oder irgend-
eine berufliche, bezahlte oder unentgeltliche
Tätigkeit auszuüben, benötigen jedoch einen
konsularischen Sichtvermerk.

5. Die Staatsangehörigen der beiden Vertrag-
schließenden Staaten sind, unabhängig davon, ob
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sie einen konsularischen Sichtvermerk benötigen
oder nicht, den Gesetzen, Verordnungen und
örtlichen Bestimmungen, die sich auf Ausländer
beziehen, von dem Zeitpunkt an unterworfen,
zu dem sie das Gebiet des anderen Staates be-
treten.

6. Die zuständigen Behörden eines jeden der
beiden Staaten behalten sich das Recht vor, die
Einreise oder den Aufenthalt von Personen, die
sie als unerwünscht betrachten, auf • ihrem Ge-
biete zu versagen.

7. Jede der beiden Regierungen kann dieses
Abkommen aus Gründen der öffentlichen Ord-
nung vorübergehend aufheben, sie ist jedoch
verpflichtet, die Aufhebung sofort auf diplo-
matischem Wege der anderen Regierung be-
kanntzugeben.

8. Das vorliegende Abkommen tritt am
1. Jänner 1955 in Kraft und bleibt bis zum Ab-
lauf von zwei Monaten, nachdem es von einem
der beiden Vertragschließenden Teile gekündigt
worden ist, in Rechtskraft.

Falls die österreichische Bundesregierung mit
dem Vorstehenden einverstanden ist, beehre ich
mich vorzuschlagen, daß die vorliegende Note
und die analoge Antwortnote Eurer Exzellenz
als Instrumente eines Abkommens zwischen un-
seren beiden Regierungen angesehen werden.

Ich benütze die Gelegenheit, um Eurer Ex-
zellenz den Ausdruck meiner Hochachtung zu
zu erneuern."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die österreichische Bundesregierung mit Vor-
stehendem einverstanden ist und die vorliegende
Note und die Note Eurer Exzellenz als Instru-
mente eines Abkommens zwischen unseren bei-
den Regierungen gelten, das zu dem in Ar-
tikel 8 vorgesehenen Datum in Kraft treten
wird.

Ich benütze den Anlaß, um Eurer Exzellenz
den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung
zu erneuern.

S e e m a n n m. p.

Seiner Exzellenz

Herrn Doktor Paulo A. V. C u n h a ,

Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,

L i s s a b o n .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist am 1. Jänner 1955 in Kraft getreten.

Raab
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176.

Abkommen über den Austausch von Gast-
arbeitnehmern zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich der Niederlande.

Die Regierung der Republik Österreich und
die Regierung des Königreiches der Niederlande,

in dem Bestreben, ihre Zusammenarbeit auf
sozialem Gebiete zu vertiefen, und

von der Überlegung ausgehend, daß es vorteil-
haft ist, den Austausch von Gastarbeitnehmern
zwischen ihren Ländern zum Zwecke der sprach-
lichen und beruflichen Fortbildung zu fördern,

sind über folgende Bestimmungen überein-
gekommen:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

(2) Als Gastarbeitnehmer im Sinne des Ab-
satzes 1 gelten jene Staatsangehörigen der ver-
tragschließenden Staaten, die sich in das Gebiet
des anderen vertragschließenden Staates begeben,
um dort durch Beschäftigung in einem Betrieb
ihre beruflichen oder sprachlichen Kenntnisse zu
vervollständigen.

(3) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Regel
das 18. Lebensjahr vollendet und das 30. Lebens-
jahr nicht überschritten haben.

Artikel 2

(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein
Arbeitsverhältnis unter den in folgenden Ar-
tikeln festgelegten Bedingungen einzugehen, je-
doch unter Vorbehalt der gesetzlichen oder ver-
waltungsmäßigen Bestimmungen, welche die Be-
schäftigung der Ausländer in gewissen Berufen
regeln.

(2) Die Zulassung der Gastarbeitnehmer erfolgt
im allgemeinen ohne Rücksicht auf die Beschäfti-
gungslage in dem betreffenden Berufe; die
obersten Verwaltungsbehörden der vertrag-
schließenden Staaten können jedoch vereinbaren,
daß gewisse Berufe und Gebiete von der An-
wendung des Abkommens ausgenommen werden.

(3) Sofern für die Beschäftigung von auslän-
dischen Arbeitnehmern eine behördliche Geneh-
migung erforderlich ist, verpflichten sich die ver-
tragschließenden Staaten, diese für Gastarbeit-
nehmer im Sinne dieses Abkommens zu erteilen.

Artikel 3

(1) Die Anzahl der Gastarbeitnehmer, die in
jedem der vertragschließenden Staaten zugelassen
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werden können, darf im Kalenderjahr 100 (in
Worten: einhundert) nicht überschreiten.

(2) Auf das im Absatz 1 festgelegte Kontingent
zählen alle Gastarbeitnehmer, denen im Laufe
des Kalenderjahres Zulassungen erteilt werden,
unabhängig davon, für welche Dauer sie erteilt
werden und in welchem Zeitpunkt von ihnen
Gebrauch gemacht wird. Gastarbeitnehmer zäh-
len dann nicht auf das im Absatz 1 festgelegte
Kontingent des laufenden Kalenderjahres, wenn
sie sich auf Grund von Zulassungen in einem der
vertragschließenden Staaten aufhalten, die bereits
im Vorjahr erteilt worden sind.

(3) Wird das im Absatz 1 festgelegte Kontin-
gent von den Gastarbeitnehmern eines der ver-
tragschließenden Staaten im Laufe eines Ka-
lenderjahres nicht erreicht, so darf dieser weder
die Anzahl der den Gastarbeitnehmern des an-
deren vertragschließenden Staates zu erteilenden
Zulassungen verringern noch den. nicht erschöpf-
ten Teil des Kontingentes auf das folgende
Kalenderjahr übertragen.

(4) Die im Absatz 1 genannte Anzahl von
Gastarbeitnehmern kann auf Vorschlag eines der
vertragschließenden Staaten durch Notenaus-
tausch zwischen den im Artikel 8 Absatz 3 ge-
nannten Behörden abgeändert werden. Eine der-
artige Vereinbarung für das folgende Kalender-
jahr ist spätestens am 1. Dezember zu treffen.

Artikel 4

(1) Die Dauer der Zulassung darf grundsätzlich
ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen in
Ausnahmefällen sind bis zur Höchstdauer von
sechs Monaten zulässig.

(2) Nach Ablauf des im Absatz 1 genannten
Zeitraumes darf der Gastarbeitnehmer weder
sein Arbeitsverhältnis fortsetzen noch ein neues
Arbeitsverhältnis im Aufnahmeland eingehen.

Artikel 5

(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer darf
nur unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß
der Gastarbeitnehmer keine andere Beschäfti-
gung ausübt als die, für welche die Zulassung er-
teilt worden ist.

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Be-
schäftigungen in Betrieben antreten, die von
Streik oder Aussperrung betroffen sind. Bricht
eine solche Streitigkeit während der Dauer eines
Beschäftigungsverhältnisses eines Gastarbeitneh-
mers aus, so sind diesem, soweit als möglich, alle
Erleichterungen zur Auffindung eines anderen
geeigneten Arbeitsplatzes zu gewähren; dies gilt
auch für Fälle, in denen der Gastarbeitnehmer
mit seinem Arbeitgeber in Arbeitsstreitigkeiten
gerät.
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Artikel 6

Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen
werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, verpflichten, sie unter den
gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu be-
schäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeits-
verhältnisse von Inländern in den Betrieben gel-
ten, in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt
werden sollen.

Artikel 7

Auf das Arbeitsverhältnis der Gastarbeitneh-
mer finden alle Vorschriften der Sozialversiche-
rung, der Arbeitslosenversicherung, des Arbeits-
rechtes und des Arbeiterschutzes Anwendung.

Artikel 8

(1) Personen, die von den Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens Gebrauch machen
wollen, haben ihr Ansuchen der zuständigen Be-
hörde ihres Staates (Absatz 3 dieses Artikels)
vorzulegen. Das Ansuchen hat alle für seine Prü-
fung erforderlichen Angaben zu enthalten und
muß insbesondere anführen, in welchem Beruf
und gegebenenfalls in welchem Betrieb der Gast-
arbeitnehmer beschäftigt werden will. Dem An-
suchen ist ferner ein Leumundszeugnis des Be-
werbers beizuschließen.

(2) Die zuständige Behörde leitet den Antrag,
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die zu-
ständige Behörde des anderen Staates weiter, die
über die Zulassung entscheidet. Diese Stelle ent-
scheidet auch über allfällige Verlängerungen ge-
mäß Artikel 4 Absatz 1.

(3) Die Zulassungsgesuche der österreichischen
Bewerber um einen Arbeitsplatz als Gastarbeit-
nehmer sind an das Bundesministerium für so-
ziale Verwaltung in Wien zu richten, diejenigen
der niederländischen Bewerber an das Staats-
arbeitsamt (Rijksarbeidsbureau) im Haag.

Artikel 9

(1) Zur Erreichung der mit vorliegender Ver-
einbarung angestrebten Ziele und um soweit wie
möglich Personen zu helfen, die sich um einen
Arbeitsplatz als Gastarbeitnehmer bewerben,
aber nicht in der Lage sind, selbst einen solchen
Arbeitsplatz zu finden, verpflichten sich die ver-
tragschließenden Staaten, den Austausch von
Gastarbeitnehmern durch alle geeignet erschei-
nenden Maßnahmen und unter Beteiligung der
interessierten Organisationen zu fördern und zu
erleichtern.

(2) Die zuständigen Behörden der vertrag-
schließenden Staaten werden ihr möglichstes tun,
um eine Behandlung der Ansuchen in kürzester
Frist zu gewährleisten. Sie werden sich gleich-
falls bemühen, die Schwierigkeiten, die bei der
Einreise, während des Aufenthaltes oder bei der
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Ausreise der Gastarbeitnehmer bestehen könn-
ten, mit größter Beschleunigung zu beseitigen;
die Bestimmungen dieser Vereinbarung berühren
jedoch nicht die Verpflichtungen der Gastarbeit-
nehmer, die in dem Gebiete der vertragschließen-
den Staaten geltenden Vorschriften über die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Ausreise von
Staatsangehörigen fremder Staaten zu erfüllen.

Artikel 10

Die vertragschließenden Staaten vereinbaren
das Nähere über die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die ein
gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie unter-
richten sich gegenseitig über Änderungen inner-
staatlicher Vorschriften auf den dieses Abkom-
men betreffenden Gebieten und regeln etwaige
bei der Auslegung und Durchführung dieses Ab-
kommens auftretende Schwierigkeiten im Wege
unmittelbarer Verhandlungen.

Artikel 11

(1) Dieses Abkommen tr i t t mi t Beginn des
zweiten Monates in Kraft, der dem Notenaus-
tausch folgt, womit die vertragschließenden
Staaten einander von der Erfüllung ihrer ver-
fassungsmäßigen Erfordernisse gehörig Mittei-
lung gemacht haben, und gilt bis 31. Dezember
des dem Vertragsabschluß folgenden Kalender-
jahres.

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend jeweils
für ein weiteres Kalenderjahr verlängert, sofern
es nicht von einem der beiden vertragschließen-
den Staaten vor dem 1. Juli zum Jahresende
schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund der vorliegenden Vereinbarung ausge-
sprochenen Zulassungen für die vorgesehene
Dauer gültig.

(4) Als Kont ingent für den Rest des Kalender-
jahres des Vertragsabschlusses gilt der dem Zeit-
raum vom Inkraft t reten bis zum Jahresende
entsprechende Anteil des in Artikel 3 Absatz 1
festgesetzten Kontingentes.

Gefertigt in Wien, in doppelter Urschrift in
niederländischer und deutscher Sprache, wobei
der Wor t lau t in beiden Sprachen verbindlich ist,
am 17. November 1954.

Für die österreichische Bundesregierung:

Figl

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 11 am 1. Juni 1955 in Kraft getreten.
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